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Wahrheit» Klarheit» Offenheit 


Es werde hell 
in deutschen 
Landen! 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
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Sonnwendfeuer: Sinnbild für Wärme, Licht und Energie 


Wenn am 21. Dezember dieses Jahres die Sonne ihre geringste 
Mittagshöhe erreicht hat, ist ein Wendepunkt erreicht. Das Licht 
nimmt von nun an wieder stetig zu, mit jedem einzelnen Tag geht 
die Sonne ein wenig früher auf und ein wenig später unter. Die Win- 
tersonnenwende schenkt uns Menschen Mut, Hoffnung und Kraft. 
Auch wenn die Dunkelheit noch nicht vorbei ist, so wird sie dem 
aufgehenden Licht weichen müssen. 

In fester Überzeugung auf eine Zukunft, in der es wieder »hell wird 
in deutschen Landen«, wünschen wir allen unseren Leserinnen 
und Lesern: Bleiben Sie gesund, standhaft und bewahren Sie sich 
bei allem »Dunkel« ein wenig Lebensfreude! 
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Das offene Wort 


Droht uns 
eine Tyrannei? 


Bis vor kurzem wurden alle 
»alternativIosen« Beschlüsse, 
Verordnungen und Verbote 
des »Corona«-Jahres 2020 
ohne jede parlamentarische 
Mehrheitsentscheidung der 
gewählten Volksvertreter er- 
lassen. 


Erst am 17.11.2020 wurde 
aufgrund des wachsenden 
Unmuts und Widerstands ge- 
gen teils sinnlose oder unver- 
hältnismäßige Verwaltungs- 
maßnahmen nachträglich ein 
Gesetz durchgepeitscht, das 
tief in die Grundrechte der 
Bürger eingreift: vormittags 
im Bundestag, nachmittags im 
Bundesrat und am Abend vom 
Bundespräsidenten unter- 
zeichnet. Aber ob dieses Alibi- 
Gesetz verfassungsrechtlich 
haltbar ist, steht dahin, denn 
es hebt wesentliche Grund- 
rechte auf. 


Mich erinnert das an eine 
Warnung aus dem Jahre 1984: 


»Keiner darf für sich den Be- 
sitz der Wahrheit beanspru- 
chen, sonst wäre er unfähig 
zum Kompromiß und über- 
haupt zum Zusammenleben, 
er würde kein Mitbürger, 
sondern ein Tyrann. 


Wer das Mehrheitsprinzip 
auflösen und durch die Herr- 
schaft der absoluten Wahr- 
heit ersetzen will, der löst 
die freiheitliche Demokratie 
auf.« 


Der Warner ist jemand, der an- 
sonsten in unguter Erinnerung 
ist, weil er uns verordnet hat, 
Leid und Tod von Millionen 
Deutschen durch Siegerver- 
brechen auch noch nach dem 
Krieg als »Befreiung« zu emp- 
finden: Richard von Weizsäcker 
in seiner Antrittsrede als Bun- 
despräsident am 1.7.1984. 


Ausnahmsweise mal ein wah- 
res Wort, meint 


Ihre Sabine Möller 
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Die Rauhnächte 
kommen erst noch! 


Auch wenn es ab dem 21. De- 
zember dieses Jahres kontinu- 
ierlich Tag für Tag heller wird und 
die Nächte kaum merklich kür- 
zer, liegen die zwölf Rauhnächte 
noch vor uns. Damit ist in etwa 
die Zeit zwischen dem Thoma- 
stag (21.12.) und dem Dreikö- 
nigstag (6.1.) umschrieben. Nach 
altem Volksglauben treiben dann 
Geister und Dämonen ihr Un- 
wesen. Erst in der Nacht des 6. 
Januar ziehen sich die »stürmi- 
schen Mächte« der Mittwinterzeit 
zurück - die »Wilde Jagd« begibt 
sich am Ende der Rauhnächte 
zur Ruhe. 


Wie gerne würden wir Ihnen, lie- 
be Leserinnen und Leser, einen 
Termin benennen können, wann 
die »Wilde Jagd« unserer Politi- 
ker, ihrer Helfershelfer in den Me- 
dien und vor allem die der Strip- 
penzieher hinter den Kulissen 
vorbei ist. 


Nein, die Rauhnächte kommen 
erst und die politischen Dämonen 
rüsten weiter auf. Es ist der ver- 
zweifelte Versuch, sich ein letztes 
Mal gegen den Volkswillen auf- 
zubäumen - die Lügenkonstruk- 
te wackeln, aber sie fallen noch 
nicht. 


Bei aller Euphorie über die Frei- 
heitsdemonstrationen, die jetzt 
bundesweit stattfinden - wir 
brauchen weiter Geduld. Der 
Geist der Freiheit ist zwar aus der 
Flasche und er fühlt sich an der 
frischen Luft sehr wohl, aber die 
Macht der Herrschenden ist nicht 
gebrochen. 


Nachdem die »Klimakatastro- 
phe« nicht genügend Panik bei 
der Bevölkerung hervorgerufen 
hat, kam die »Corona«-Pande- 
mie wie gerufen. Mit dem Segen 
der überwiegenden Mehrheit des 
Parlamentes werden grundge- 
setzlich verankerte Rechte außer 
Kraft gesetzt und jegliche Oppo- 


SPIEGEL DER ZEIT 


sition als »Nazi-Gesocks« abge- 
stempelt. Aber der Unmut in der 
Bevölkerung wächst weiter. 


Auch wenn es erst nur ein zartes 
Pflänzchen ist, das da als außer- 
parlamentarische Opposition her- 
anwächst - es ist erheblich mehr 
und mächtiger, als wir es uns vor 
sechs Monaten erträumen durf- 
ten. 


Noch ist vieles wirr und unge- 
steuert und ohne einheitlichen 
politischen Willen. Aber genau 
darin liegt nach vielen Jahrzehn- 
ten zum ersten Mal die Chance. 
Jetzt gilt es, ein breites Bündnis 
gegen das herrschende Partei- 
enkartell zu schmieden und dem 
Freiheitswillen unseres Volkes 
Gehör zu verschaffen. 


DazubedarfesAufklärung und po- 
litisch-historischen Wissens. Die 
Menschen stellen Fragen, die nur 
mit Wahrheit, Klarheit und Of- 
fenheit zu beantworten sind. 

Unsere über 50-jährige Auf- 
klärungsarbeit, die wir nur mit 
Ihrer Unterstützung und lh- 
rem Einsatz vollbringen kön- 
nen, ist wichtiger denn je! 
Auch wenn der Winter erst noch 
kommt, der Frühling einer Zeiten- 
wende ist bereits zu spüren. 

Es liegt an uns allen, die Zukunft 
in unserem Sinne mitzugestalten. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Freiheit nur für 
die Anhänger der 
Regierung, nur für 
Mitglieder einer 


Partei - mögen sie 
noch so zahlreich 
sein - ist keine 
Freiheit.« 


Rosa Luxemburg 


UN - Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


www.fb.com/UN. Nachrichten 


UN 12/2020 - Seite 3 


Licht und Hoffnung in dunklen Tagen 


Das Jahr 2020 wird 
als das Jahr der 
»Corona«-Krise in die 
Geschichte eingehen. 
Viel Leid und starke 
psychische Belastun- 
gen haben das Jahr 
begleitet. Allerdings, 
was hilft das Jammern, 
schauen wir einfach, 
was diese Zeit Positi- 
ves bewirkt hat: 

Die Familie 

In den letzten Jahr- 
zehnten wurde die 
Familie zum Auslauf- 
modell erklärt und das 
sogenannte »Single«- 
Leben als das einzig 
Wahre dargestellt. 
Jetzt in der »Corona«- 
Zeit machen sich zu- 
nehmend Kinder Sorgen um 
ihre Eltern und Großeltern, weil 
zumindest Letztere zur Risi- 
kogruppe gehören. Es wird te- 
lefoniert, jede Handlung rück- 
sichtsvoll überdacht, damit sich 
keine Infektion einschleicht und 
es wird jedem deutlich, daß die 
Anwesenheit von Großeltern 
keine Selbstverständlichkeit ist. 
Die Familie ist wieder wichtig 
geworden, die Familie gibt den 
Menschen Sicherheit und Kraft 
in einer schweren Zeit. 


Die Nation 


Klingt auch für manche dieser 
Begriff beängstigend, weil es 
ihnen so beigebracht wurde, so 
haben viele — ohne sich dessen 
bewußt zu sein — der Nation 
längst wieder mehr Priorität ein- 
geräumt. So schaut ein jeder in 
der »Corona«-Krise regelmäßig 
zuerst auf die Lage in Deutsch- 
land und nicht, wie sie in Finn- 
land oder Polen ist. 


Dominierend dabei ist vor al- 
lem — neben dem menschlichen 
Elend - die wirtschaftliche Lage 
der Nation und die der allgemei- 


nen Versorgung im Land. Mit der 
wirtschaftlichen Lage ist die sozi- 
ale Frage gekoppelt. Unser Sozi- 
alstaat wird national reguliert, ge- 
tragen von den Geldern unseres 
Volkes. Die Europäische Union 
hält lediglich die Hand auf und 
fordert einen Teil der Steuergel- 
der des Volkes für sich ein. 


Und die Versorgungslage? Das, 
was wir in unserem eigenen Land 
produzieren, steht unserem Volk 
zu. So haben sich mittlerweile 
immer mehr Politiker dahinge- 
hend geäußert, daß wir uns nicht 
so stark vom Ausland abhängig 
machen sollten und mehr auf die 
regionalen Versorgungswege 
konzentrieren müßten. Was nüt- 
zen uns Produkte aus China oder 
Südamerika, wenn die Grenzen 
aufgrund von »Corona«-MaR- 
nahmen geschlossen sind oder 
die Transportwege durch perso- 
nellen Ausfall nicht mehr bedient 
werden können? 


Gesundheitswesen 


Die Gesundheitssysteme der 
europäischen und außereuro- 
päischen Länder unterschei- 


den sich teilweise 
stark voneinander. 
Das macht uns die 
»Corona«-Pandemie 
besonders deutlich, 
betrachtet man nur 
die Zahl der Intensiv- 
betten und dazu die 
unterschiedlichen To- 
deszahlen. 


Daß unser Gesund- 
heitssystem so gut 
funktioniert, ist kein 
Verdienst von Kanz- 
lerin Merkel, sondern 
weit zurück in der 
deutschen Geschich- 
te zu finden. Die von 
Reichskanzler Otto 
von Bismarck entwor- 
fene Sozialgesetzge- 
bung aus dem Jahr 
1883 brachte unter 
anderem die gesetzliche Kran- 
kenversicherung hervor. Eine 
Versicherung, welche die Fi- 
nanzierung der medizinischen 
Versorgung des größten Teils 
der Bevölkerung durch eine So- 
zialversicherung sichert. Eine 
Krankenversicherung, deren 
frühere Wirtschaftlichkeit uns 
einen medizinischen Fortschritt 
brachte, der als selbstverständ- 
lich angesehen wird und erst mit 
Blick auf einige Nachbarländer in 
»Corona«-Schieflage seine Be- 
deutung erfährt. 


Über den Abbau des Gesund- 
heitssystems in den letzten Jahr- 
zehnen soll hier nicht näher ein- 
gegangen werden, obwohl nicht 
wenige von Ihnen damit persön- 
lich konfrontiert wurden, indem 
immer mehr Leistungen von den 
Krankenkassen nicht mehr er- 
bracht werden. 


Genießen wir die Zeit, die uns zu- 
sätzlich zur Verfügung steht, mit 
der Familie. Lehnen wir uns zu- 
rück und besinnen uns auf das, 
was uns wichtig und wertvoll ist. 


Besinnliche Festtage und vor 
allem ganz viel Gesundheit! 
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»GLÜCK AUF« FÜR DAS JAHR 2021! 


UN 12/2020 - Seite 4 www.un-nachrichten.de UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


Wasserwerfer gegen mündige Bürger!? 


O a EEE A hl 


EEEE 


Es geht kaum symbolischer: Am 18.11.2020 »beregnen« und vertreiben Wasserwerfer und gepan- 
zerte Polizeiwagen mündige Bürger ausgerechnet auf der Straße des 17. Juni, benannt nach dem 


Volksaufstand in der DDR vom 17. Juni 1953. 


Mehrere tausend — manche spre- 
chen von mehreren zehntau- 
send — Demonstranten hatten 
am 18.11.2020 auf den Straßen 
Berlins ihren Zorn über die Ab- 
stimmungsfarce im Deutschen 
Bundestag kundgetan. 


Anlaß war die Verabschiedung 
des neuen Infektionsschutzge- 
setzes in einem beispiellosen 
Schnelldurchlauf, in dem an et- 
lichen Stellen von einem »er- 
mächtigen« die Rede ist. Von 
einem Ermächtigungsgesetz darf 
allerdings nicht gesprochen wer- 
den — wegen der »historischen 
Belastung«. Es ist klar, daß den 
Herrschenden solche Vergleiche 
nicht passen — es könnte dem 
ein oder anderen ja die Augen 
öffnen. 


Die Demonstranten setzten sich 
auch diesmal wieder aus den un- 
terschiedlichsten Bevölkerungs- 
kreisen zusammen. Wie in den 


vergangenen Wochen traf man 
auch Familien, die sich Sorgen 
um die Zukunft ihrer Kinder ma- 
chen, Ärzte, Anwälte, »Linke« 
und »Rechte«. 


Da dies alles zu friedlich und 
harmonisch ablief, wurde die 
Kundgebung vor dem Reichstag 
gegen 12 Uhr von der Polizei 
verboten. Der Berliner Innense- 
nator Andreas Geisel (SPD), mit 
Hintergrunderfahrung aus alten 
SED-Zeiten, hatte richtig speku- 
liert: 


Da die Menschen sich nicht in 
Luft auflösen konnten und ver- 
ständlicherweise auch nicht 
wollten, ließ er Wasserwerfer 
auffahren. 


Damit die Bilder nicht zu sehr an 
die viel kritisierte Polizeigewalt in 
Minsk (Weißrußland/Belarus) er- 
innern, wurden die Demonstran- 
ten »nur« beregnet, so die »lusti- 
ge« Polizeiformulierung. 


Sollten bei diesen unbotmäßig 
widerspenstigen Teilnehmern 
jetzt gehäuft Lungenentzündun- 
gen diagnostiziert werden, wären 
das natürlich alles »Corona«-Op- 
fer und eine gerechte Strafe! 


Nein, wir sind nicht so geschichts- 
vergessen, daß wir den Opfer- 
gang der Demonstranten am 17. 
Juni 1953 mit den aktuellen Er- 
eignissen vergleichen wollen. Es 
ist allerdings ein Menetekel für 
unsere Grund- und Freiheitsrech- 
te, wenn ausgerechnet an einem 
solch historischen Ort Deutsche 
von der Staatsmacht so ausein- 
andergetrieben werden. 


Diese Arroganz der Macht wird 
den Herrschenden noch auf 
die Füße fallen — das Volk, zu- 
mindest aber die, die dies mit- 
erlebt oder im Fernsehen ver- 
folgt haben, werden das nicht 
vergessen! 


WEISSRUSSLAND LÄSST GRÜSSEN! 


Die Feinde der Freiheit und der 
Selbstbestimmung gewachse- 
ner Völker und Nationen schla- 
gen immer panischer um sich. 
Aber je größer das Chaos wird, 
das sie anrichten, desto stär- 
ker wachsen die Gegenkräfte, 
selbst in der christlichen Kir- 
che, wie das nachfolgende Bei- 
spiel zeigt: 

»Das Abendland ist zum Selbst- 
mord bereit«, beklagt der in Fran- 
zösisch-Westafrika geborene Kir- 
chenfürst Robert Kardinal Sarah 
in seinem Buch »Herr bleibe bei 
uns«: 


»Mit der Zeit wird das Problem 
Europa trotz der ökonomischen 
Entwicklung immer schlimmer: 
wissenschaftliche und technolo- 
gische Fortschritte, materieller 


Postfach 10 17.06 + 46017 Oberhausen + UN 1/2020 


Gigantischster 
Raubzug 
aller Zeiten 


Ein unvergleichliches mediales und politisches Trommelfeuer hat die Hirne der 
Menschen weichgekocht. Nun kann die nächste Stufe gezündet werden - ab so- 
fort wird abgezockt. 

Dafür hat die Europäische Union den »Klimanotstand« ausgerufen! Für die Ret- 
tung der Welt benötigt sie mal eben 3.000 x 1.000 Millionen, bzw. schlappe drei 
Billionen Euro in den nächsten zehn Jahren. Ein gigantisches Ausplünderungs- 
programm soll beschlossen werden. 

Die Strippenzieher in den diversen Konzernzentralen können sich die Hände rei- 
ben - und mit ihnen ihre politischen Knechte. 

JA zum Umweltschutz - zur klimahysterischen Ausbeutung! 
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»Das Abendland 


ist zum Selbst- 


mord bereit« 


Überfluß, die Auflösung jegli- 
cher eigener Identität haben das 
Abendland blind gemacht. Ein 
Mensch oder eine Gemeinschaft, 
die ihre eigenen Wurzeln negiert 
und ihr eigenes Wesen nicht 
mehr anerkennt, verleugnet sich 
selbst. [...] 


Die Selbstzerstörung Europas ist 
offenbar vorprogrammiert. Das 
Abendland haßt sich offensicht- 
lich selbst und ist zum Selbst- 
mord bereit. Europa möchte sich 
allen Kulturen öffnen, ebenso 
allen Weltreligionen, aber sich 
selbst liebt es nicht mehr. Es 
genügt, die Verkümmerung der 
Muttersprache bei den jungen 
Generationen zu beobachten.« 


»Der Westen vergeudet seine 
ganze Kraft in dem erbitterten 
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WDRliche 
Rotfunk- 
Propaganda 


el 


5.1.2020: »Identitäre« besetzen das WDR-Funkhaus in der Nähe des Kölner Domplatzes 


Nicht nur Aktivisten der Identitären Bewegung finden 
den WDR widerlich, sondern auch hunderttausende 
Beitragszahler. Mit der Oma als »Umweltsau« hat die 
Hetze im öffentlich-rechtlichen Rundfunk einen neu- 
en Tiefpunkt erreicht - diesmal für alle sichtbar! 
Unter dem Motto »Wir retten die Demokratie« ver- 
folgen die Medien seit Jahrzehnten eine beispiellos 
heuchlerische, volksfeindliche Strategie, die ihrem 
Gründungsauftrag voll entspricht. 


Streben, sich selbst zu zerstören. 
Die Verherrlichung einer imaginä- 
ren Kraft erinnert uns teilweise an 
die letzten Tage der Sowjetunion. 
Ohnmächtig stehen wir da und 
erleben den Übergang von einem 
menschlichen in ein bestialisches 
Zeitalter. Zwei Barbareien stoßen 
aufeinander: Materialismus und 
Islamismus.« 


In diesem Punkt müssen wir 
dem Kardinal widersprechen! 


Wir stehen nicht ohnmächtig 
da! Es liegt allerdings an je- 
dem Einzelnen, ob wir uns die- 
sen Barbareien ergeben, uns 
willenlos dem Selbstmord ent- 
gegentreiben lassen oder die 
Völker und Kulturen Europas 
zu neuer Blüte führen! 
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Nackte Panik 
bei den 
»Demokraten«! 


= 7 
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>»... daß dieser Vorgang 
unverzeihlich ist und deshalb auch 
das Ergebnis wieder rückgängig 
gemacht werden muß!« 


Befehl aus Südafrika der Noch-Kanzlerin Merkel nach einer demokratischen Wahl in der BRDeutschland 
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Globalisierung 


zeigt ihr 
wahres Gesicht 


Jahrzehntelang wurde die kehrhin zu einer naturgesetz- schaftsgeist, Zusammenhalt 
Globalisierung von den »Eli- lichen Ordnung jenseits von und Fürsorge statt Egoismus! 
ten« der Politik, der Wirt- Turbokapitalismus und Kom- Wir rufen alle unsere Leser 
schaft und der internationa- munismus! auf, in diesem Sinne Vorbild 
len Finanzindustrie gefeiert Jahrzehntelang waren alle zu sein, anderen zu helfen 
und gepriesen. Warnungen und alle Versuche und einzuspringen, wo es 
Ihr großes Ziel: Die »One patriotischer Deutscher, die geht, um das Bewußtsein zu 
Worlde, die »Eine Welte, also Menschen zum Aufwachen zu wecken und zu stärken, daß 
eine »neue Weltordnung« bringen, vergeblich. Es müs- wir kein »Wirtschaftsstand- 
ohne Grenzen, Völker und se erst noch schlimmer kom- ort«, sondern ein Volk sind! 
Nationen. men, hieß es. Unsere Eltern, Großeltern 
Der große »Crash«, der jetzt Jetzt ist diese Stunde gekom- und Vorfahren haben schon 
droht, bietet aber auch die men! Weg von der »Ich«- und Schlimmeres überstanden, 
Chance zur Rückbesinnung, »Profit«-Gesellschaft hin zu wie auch der Inhalt dieser UN- 
zu einer grundlegenden Um- mehr »Wir« und Gemein- Ausgabe belegt. 
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Es drohen 
Umsturz und 
Diktatur! 


Die Symbole von Gewalt und Zerstörung: 


46017 Oberhausen 


»Man kann den Sinn und die historische Mission unserer Zeit in einem 
zusammenfassen: ihre Aufgabe ist es, die Kulturmenschheit neu zu ord- 
nen, an die Stelle des bisher herrschenden gesellschaftlichen Systems 
ein neues zu setzen.« 

»So besteht denn die erste Aufgabe unserer Zeit in der Zerstörung: alle 
sozialen Schichtungen und gesellschaftlichen Formungen, die das alte 
System geschaffen hat, müssen vernichtet, die einzelnen Menschen müs- 
sen aus ihren angestammten Milieus herausgerissen werden; keine Tra- 


dition darf mehr als heilig gelten ...« Nahum Goldmann. 
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Die Herrschenden 
wissen, 
was uns droht! 


erstarkender Islam 


Sprechverbote 


Noch mehr Migranten, noch mehr Moscheen, Mietenexplosion, Bildungsnot- 
stand, steigende Altersarmut, weitere Werkschließungen, neue Schulden in Billio- 
nenhöhe, weitere Einschränkungen der Grundrechte, neue Strafen und Verbote! 


Die Herrschenden verantworten, 
was uns droht! 
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Wollt Ihr 
die totale 


Überwachung? 
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Der Traum eines jeden Diktators wird Wirklichkeit: die totale 
Überwachung der Bevölkerung. 

Schon jetzt wird von jedem Bürger mit Handy ein Bewegungs- 
profil angelegt, der nächste Schritt ist die Anti-Corona-App, 
die warnen soll, wenn Sie einem Corona-Infizierten begegnet 
sind. Diese wird sicherlich problemlos umprogrammierbar 
sein, um anzuzeigen, wenn jemand Kontakt mit den »falschen 
Leuten« gehabt hat. Da, wo diese Technik versagt, kann man 
sich auch in Zukunft auf den Denunzianten verlassen. 

Unter dem Beifall einer Mehrheit der Bevölkerung greift der 
Überwachungswahn weiter um sich! 
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»Was schert uns 
das undankbare, 
gemeine Volk?« 


% 
14.7.2020: Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel (links) und Ministerpräsident Dr. Markus Söder (rechts) bei der Kabi- 
neltssitzung in der Spiegelgalerie des Neuen Schlosses Herrenchiemsee. 


»Wenn sie kein Brot haben, 
sollen sie doch Kuchen 
essen!« 


Beim Anblick dieser Prunksitzung muß man unwillkürlich 
an diese Worte der französischen Königin Marie Antoinette 
(1755-1793) denken, die diese über das darbende Volk ge- 

sagt haben soll. Siehe dazu Seite 2. 
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Wie man uns 
die Zukunft 
nehmen will: 


ıMan kann 
dieses Land 
nur mit 


gehrochenem 
Herzen 
lieben. 


BRD-Präsident Frank-Walter Steinmeier 


Mit Bomben, Granaten und Raketen mag man ein Volk besiegen - aber 
nur mit dem Gift einer Gehirnwäsche und Umerziehung läßt es sich auf 
ewig knechten. Wie bei einem Kranken oder Süchtigen muß die Dosis 
immer und immer wieder verabreicht und von Zeit zu Zeit erhöht werden. 


Haltung, Moral und Anstand werden in ihr Gegenteil verkehrt und als Waf- 
fe gegen das eigene Volk eingesetzt. Es geht den Herrschenden nicht um 
»gebrochene Herzen«, es geht ihnen um die »immerwährende Schuld« 
der Deutschen und die damit verbundene Unfähigkeit, die Zukunft in die 
eigenen Hände zu nehmen. 


Wir brauchen starke, ungebrochene 
Herzen, um diese Zeit zu überstehen! 
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erkel führt 


Deutschland in den 
Schuldensumpf 


+++ 10 Millionen Kurzarbeiter +++ 1,5 Millionen neue 
Arbeitslose +++ 50.000 Unternehmensinsolvenzen noch in 
diesem Jahr +++ 150 Milliarden Euro für das EU-Rettungspaket 
+++ 140 rden Euro für das EU-Wiederaufbauprogramm 
+++ 1,5 Billionen Euro »Corona«-Kosten +++ 
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FEINDSTAA 
DEUTSCHLAND 


Immer noch oder schon wieder? 


»Und bist du nicht willig, 
so brauch’ ich Gewalt.« 


17 Oberhau: 
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Es werde hell 
in deutschen 
Landen! 


Wahrheit» Klarheit» Offenheit 


UN 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


www.un-nachrichten.de 
3618 + 52. Jahrgang + Dezember 2020 


Wenn am 21. Dezember dieses Jahres die Sonne ihre geringste 
Mittagshöhe erreicht hat, ist ein Wendepunkt erreicht. Das Licht 
nimmt von nun an wieder stetig zu, mit jedem einzelnen Tag geht 
die Sonne ein wenig früher auf und ein wenig später unter. Die Win- 
tersonnenwende schenkt uns Menschen Mut, Hoffnung und Kraft. 


Auch wenn die Dunkelheit noch nicht vorbei ist, so wird sie dem 
aufgehenden Licht weichen müssen. 

In fester Überzeugung auf eine Zukunft, in der es wieder »hell wird 
in deutschen Landen«, wünschen wir allen unseren Leserinnen 
und Lesern: Bleiben Sie gesund, standhaft und bewahren Sie sich 
bei allem »Dunkel« ein wenig Lebensfreude! 


Druck: Wegeor GmbH, Alstadener Str. 49, 46049 Oberhausen 
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Das Orakel von Berlin 


Als alter politischer Haudegen 
weiß Wolfgang Schäuble (CDU) 
genau, was er im richtigen Mo- 
ment an der richtigen Stelle plat- 
zieren muß. 


Der immer öfter großväterlich auf- 
tretende Schäuble möchte den 
Eindruck eines über den Parteien 
stehenden Schiedsrichters ver- 
mitteln. Im Grunde seines Her- 
zens ist er aber der in der CDU- 
Spendenaffäre undurchsichtige 
Strippenzieher geblieben. 


Er bleibt sich treu, wenn man 
seine Aussagen in den letzten 
Wochen in der Presse liest — für 
Interpretationen bleibt genügend 
Raum, für jeden ist etwas dabei: 


„Wir müssen den Schock 
der Pandemie nutzen, 
damit das unglaubliche 
Schwungrad des Kapi- 
talismus und der Finanz- 
märkte nicht weiter über- 


dreht. Alles, was sie über- 
treiben, ist gefährlich. 
Wenn wir Regulierungen 
übertreiben, gelangen wir 
in eine Diktatur 


Die Welt, 12.11.2020 


Wieso bedarf es da einer Pan- 
demie, sofern man es ernst mit 
der Bekämpfung des ungezügel- 
ten anglo-amerikanischen Ka- 
pitalismus meint? Oder ist der 
gar nicht die Zielrichtung? Geht 
es vielmehr um die »deutschen 


Bild: Olaf Kosinsky / kosinsky.eu / fk-un.de/CC-BY-SA-30-DE 


Kapitalisten«, die auch Kühnert, 
Kipping oder Baerbock gerne ent- 
eignet sehen würden? Das Signal 
ist eindeutig: Wir als CDU sind zu 
jeder Schandtat bereit und daher 
mit jedem koalitionsfähig. 


Damit die Freunde an der ame- 
rikanischen Ostküste aber nicht 
unnötig in Panik geraten, schiebt 
Schäuble gleich hinterher, daß 
die »Regulierung« nicht ganz so 
konsequent umgesetzt werden 
wird. 

Mit unseren Freiheiten sieht es 
allerdings ganz anders aus — da 
kann er richtig streng werden: 


»Wenn wir es mit den 
Freiheiten übertreiben, 
dann zerstört die Freiheit 
sich selber. Auch wenn wir 
irgendwann einen Impf- 
stoff haben: Es wird nicht 


so weitergehen können, 
wie es vor Corona war. Und 
deswegen müssen wir 
schon jetzt an Verände- 
rungen arbeiten. 

Die Welt, 12.11.2020 


»Mit den Freiheiten übertreiben«? 
Wessen Freiheiten meint er da- 
mit? Sicher nicht die der links- 
grünen Krawallmacher auf unse- 
ren Straßen oder die der migran- 
tischen »Partygänger« — schon 
eher die der Mütter und Väter, die 
sich Sorgen um die Zukunft ihrer 
Kinder machen und dafür gegen 


www.fb.com/UN. Nachrichten 
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teils unsinnige Verbote auf die 
Straße gehen. 


Eindeutig und ohne Spielraum 
für Spekulationen wird Schäuble, 
wenn es um die endgültige Kne- 
belung Deutschlands unter Füh- 
rung der Brüsseler Eurokraten 
geht: 


nDie Corona-Krise ist eine 
große Chance. Der Wider- 
stand gegen Veränderung 
wird in der Krise geringer. 
Wir können die Wirt- 
schafts- und Finanzunion, 
die wir politisch bisher 


nicht zustande gebracht 
haben, jetzt hinbekommen 
- auf der Grundlage der 
Überzeugung, dass der- 
jenige, der entscheidet, 
auch die Verantwortung 
dafür übernimmt.« 


Neue Westfälische, 20.8.2020 


Eindeutiger kann man seine 
Freude über die »Coronakrise« 
nicht formulieren. 


Was scheren einen deutschen 
Politiker schon die Schicksa- 
le von Millionen Familien? Tod, 
Elend und Verzweiflung werden 
als Kollateralschaden mit einem 
Schulterzucken hingenommen — 
die Hauptsache, es entsteht ein 
Europa ohne Nationalstaaten. 
Die Umvolkung läuft nach Plan - 
jetzt fehlt nur noch der wirtschaft- 
liche und finanztechnische Rah- 
men, um Deutschland voll in eine 
EU-Schuldenunion einbinden zu 
können. 


Nachdem die »Klimakatastro- 
phe« die Hirne der Menschen 
nicht weich genug gemacht hat, 
kommt nun das »Corona«-Virus 
wie gerufen, um mit der Angst 
der Bürger das perfide Spiel der 
»One-World«-Strategen erfolg- 
reich zu Ende zu bringen. 


Jagt solche »Christdemokraten« 
zum Teufel — sie sind in ihrer 
Charakterlosigkeit verwerflicher, 
als jeder überzeugte Kommunist. 


»CHANCE« FÜR DIE EU-SCHULDENUNION?! 
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»Konservative haben in der 
CDU ihre Heimat verloren« 


Eugen Abler, 22 Jahre Vorsit- 
zender der CDU in Bodnegg und 
streitbarer Delegierter auf CDU- 


Bundesparteitagen, sieht nach 
43 Jahren Mitgliedschaft in der 
CDU keine Hoffnung mehr für 
seine Partei. 


Noch auf dem 31. Parteitag am 
7.12.2018 warnte er Merkel drin- 
gend davor, den Migrationspakt 
zu unterschreiben: »Der Migrati- 
onspakt ist ein trojanisches Pferd 
[...] Frau Bundeskanzlerin, ich 
fordere Sie auf, diesen Migrati- 
onspakt nicht zu unterschreiben 
wie bereits mehrere Nachbarlän- 
der.« 


Am 11.8.2020 hat Eugen Abler 
seinen Austritt erklärt: 


»Der Entschluß, aus der CDU 
auszutreten, ist mir nicht leicht 
gefallen. Die Partei, in die ich vor 
43 Jahren eingetreten bin und für 
die ich mich als langjähriger Vor- 
sitzender eines CDU-Gemeinde- 
verbandes, eines Kreisfachaus- 
schusses für Grundwerte und 
Grundsatzfragen, als stellver- 
tretender Kreisvorsitzender, Mit- 
glied im CDU-Bezirksvorstand, 
Mitglied der CDU-Fraktion im 
Kreistag, als Delegierter auf allen 
Parteiebenen und Verleiher „der 
Goldenen Schwarzwurst“ stark 
engagiert habe, hat ihr Gesicht 
komplett verändert. 


Christliche Werte spielen keine 
Rolle mehr! Seit Jahren setzen 


die Verantwortlichen der CDU 
alles daran, künftig in einer Koali- 
tion mit den Grünen auf Bundes- 
ebene eine Regierung bilden zu 
können. Die Grünen sind Kinder 
der 68-er Generation, die sich der 
Zerstörung des traditionellen Fa- 
milienbildes verschrieben haben. 
Die Schaffung dieser Machtopti- 
on hat für die CDU einen hohen 
Preis. Der Verrat am „C“ wiegt 
schwer und hat längerfristig exi- 
stentielle Folgen. Bei genauer 
Betrachtung wäre es nur ehrlich 
und konsequent, wenn die CDU 
auf ihr „C“ verzichten würde! 


Zur Begründung meines Schrit- 
tes: Die langjährige Bundesvor- 
sitzende und Bundeskanzlerin 
Angela Merkel hat die CDU im 
Kielwasser des Zeitgeistes nach 
links geführt und sämtliche Werte 
auf dem Altar der Macht geopfert. 
Sie hat die Entkernung der CDU 
konsequent betrieben, zentrale 
programmatische Standpunkte 
einer ehemals werteorientierten 
CDU einfach über Bord geworfen 
und damit das Leuchten des „C“ 
zum Erlöschen gebracht. 


Als Themen nenne ich hier die 
Umsetzung der Genderideologie, 
das Adoptionsrecht für gleich- 
geschlechtliche Paare, die Ehe 
für Alle, der Lebensschutz, die 
Frühsexualisierung der Kinder 
und die Einführung eines Dritten 
Geschlechts. Derzeit wird über 
die Erhebung der Lesben- und 
Schwulenunion (LSU) zu einer 
Sonderorganisation mit Antrags- 
recht in der CDU diskutiert. Die 
Struktur- und Satzungskommis- 
sion der CDU votiert mit großer 
Mehrheit dafür und ist überzeugt, 
„daß das ein wichtiger Schritt zu 
noch mehr gelebter Volkspartei 
ist“. In jüngsten Zwischenrufen 
haben sich Friedrich Merz und 
Markus Söder ebenfalls dafür 
ausgesprochen. Söder hält so- 
gar die Ablehnung der gleichge- 
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schlechtlichen Ehe für „rückstän- 
dig“ und „falsch“. Alle genannten 
Themen stehen im Widerspruch 
zur christlichen Lehre und damit 
auch zum „C“ im Parteinamen. 


Während die LSU mit gerade mal 
500 Mitgliedern auf allen Ebe- 
nen Fürsprecher hat, wird der 
Werteunion — eine konservative 
Unterorganisation der CDU mit 
4.500 Mitgliedern — der Status 
einer Sonderorganisation oder 
Vereinigung verweigert! 


Außer den genannten Gründen 
sehe ich mit großer Besorgnis 
den von der CDU mitgetragenen 
Einstieg in die Schuldenverge- 
meinschaftung in Europa, die 
weitreichenden negativen Folgen 
der Migrationspolitik, den Ein- 
stieg in die Energiewende ohne 
wirklichen Plan mit den höchsten 
Energiepreisen in Europa! 


Auf den Linkstrend mit seinen 
fatalen Folgen für die CDU habe 
ich auf vielen Bundesparteitagen 
hingewiesen und festgestellt: 
„Die Konservativen haben in der 
CDU ihre Heimat verloren“. Die- 
ses Gefühl der Heimatlosigkeit 
hat auch mich erfaßt. Wer die Po- 
sitionen der früheren CDU behal- 
ten hat, findet sich mittlerweile im 
politischen Spektrum am rechten 
Rand wieder. Wer die Positionen 
des linken politischen Spektrums 
und besonders der Grünen in 
Wertefragen übernimmt, verrät 
das „C“ und ist Steigbügelhalter 
für die Dekadenz. Wie oft forder- 
te ich: „Wo CDU draufsteht muß 
auch CDU drin sein“. Das ist nicht 
mehr der Fall. 


Diesen Kurs der CDU trage ich 
nicht länger mit und erkläre hier- 
mit meinen Austritt! 


Nach reiflicher Überlegung 
ist es die einzige Möglichkeit, 
beim „Blick in den Spiegel“ kein 
schlechtes Gewissen zu haben! 
„Alles hat seine Zeit“, heißt es! 
Ich danke allen Mitgliedern, die 
mir ihr Vertrauen geschenkt und 
mich unterstützt haben. Der CDU 
kann ich nur zurufen: Kehrt um 
und bekennt euch zum Geiste 
des „C“ oder gebt das „C“ aufl« 


CDU-WÄHLERN INS STAMMBUCH GESCHRIEBEN 
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Ungarn - ein europäisches Bollwerk! 


In unseren Medien werden Ungarn und auch Polen als Hemmschuhe der europäischen Einigung 
diffamiert. Das Gegenteil jedoch ist der Fall. Vor allem Ungarn ist zu einer der letzten Bastionen ge- 
gen den hemmungslosen von Brüssel geförderten Verfall abendländischer Werte geworden. 


Die ungarische Justizministerin 
Judit Varga stellt dazu auf Fa- 
cebook kurz und treffend dar, 
wogegen sich die ungarische Re- 
gierung zu Recht wehrt: 


»Wir sollten einige Dinge in Be- 
zug auf das Verhältnis zwischen 
Ungarn und der Union klarstel- 
len, jetzt, wo wir uns der end- 
gültigen Entscheidung über den 
EU-Haushalt nähern, da die EU- 
Institutionen, einige Mitgliedstaa- 
ten und die Opposition im Lande 
während der langen Verhandlun- 
gen viele Fragen zwischen die 
Zahlen daruntergemischt haben. 


e Ungarn hat nie gegen Europa, 
sondern gerade für Europa und 
die europäische Zukunft unse- 
rer Kinder und Enkelkinder ge- 
kämpft. 

e Ungarn bekennt sich dazu, 
übereinstimmend mit den Grün- 
dungsvätern der Union, daß 
Europa entweder christlich und 
humanistisch sein wird, oder es 
wird nicht mehr sein. 


e Die überwiegende Mehrheit der 
Ungarn und Europäer ist der fe- 
sten Überzeugung, daß Europa 
seine Identität und die Grundwer- 
te, die Europa zum lebenswerte- 


sten Kontinent der Welt machen, 
nicht aufgeben sollte. 


e Bei seinem EU-Beitritt im Jahr 
2004 hat Ungarn nicht zu einem 
föderalistischen Europa, nicht 
zum Globalismus und insbeson- 
dere nicht zu den Vereinigten 
Staaten von Europa Ja gesagt, 
sondern zu einem sich gegensei- 
tig unterstützenden und respek- 
tierenden Bündnis, das auf star- 
ken Nationalstaaten beruht. 


e Mit unserem Beitritt haben wir 
den Teil unserer nationalen Sou- 
veränität nicht aufgegeben, daß 
wir entscheiden können, mit wem 
wir in unserem eigenen Land le- 
ben wollen. 


e Wir haben dem EU-Beitritt nicht 
zugestimmt, damit Brüssel für 
uns definieren kann, was wir als 
Familie betrachten, was wir Ehe 
nennen sollten und wer in Un- 
garn Kinder adoptieren kann und 
unter welchen Bedingungen. 


e Es ist nicht wahr, daß Ungarn 
während der Migrationskrise 
nicht mit den anderen Mitglied- 
staaten solidarisch war, da Un- 
garn mehrere Hundertmilliarden 
Forint ausgegeben hat, um die 
Grenzen Europas zu schützen. 
Wir versuchen, Menschen in Not 
vor Ort zu helfen, weil wir glau- 
ben, daß man nicht die Probleme 
nach Europa, sondern die Hilfe 
zu den Notleidenden bringen soll 


e Es war nicht Ungarn, das die 
anderen Mitgliedstaaten wegen 
ihrer Migrationspolitik angriff, 
sondern umgekehrt. 

e Es ist nicht Ungarn, das Brüs- 
sel und andere Mitgliedstaaten 
mit verschiedenen, unter dem 
Deckmantel der Rechtsstaatlich- 
keit getarnten Anschuldigungen 
angreift, sondern umgekehrt. 

e Wir sind nicht diejenigen, die 
die Mitgliedstaaten, in denen es 
kein Verfassungsgericht gibt, 


oder in denen die Regierung die 
Staatsanwaltschaft direkt kon- 
trolliert, oder in denen Richter 
von politischen Akteuren ernannt 
werden, kritisieren, sondern um- 
gekehrt. 


e Es waren nicht wir, die Re- 
chenschaft über die Rechtsstaat- 
lichkeit von den Mitgliedstaaten 
verlangt haben, in denen in jüng- 
ster Zeit die brutalen Angriffe auf 
Christen regelmäßig geworden 
sind und antisemitische Attacken 
immer häufiger auftreten, son- 
dern diese von uns. 


e Entgegen der Behauptung der 
ungarischen Opposition sind EU- 
Subventionen und Geldmittel 
aus dem Kohäsionsfonds keine 
Spenden, sondern Zahlungen, 
auf die Ungarn aufgrund der EU- 
Verträge Anspruch hat. Als Ge- 
genleistung für diese Ressourcen 
hat Ungarn zum Zeitpunkt des 
Beitritts viel unternommen, dar- 
unter die Öffnung seiner Märkte, 
den Verzicht auf Zoll- und andere 
Einnahmen, die Umsetzung des 
gesamten EU-Besitzstands, so- 
wie die Geltung des freien Kapi- 
talverkehrs (das uneingeschränk- 
te Investitionen kapitalintensiver 
westeuropäischer Unternehmen 
ermöglichte). Ungarn leistet auch 
erhebliche Beiträge zum gemein- 
samen Haushalt der Union. 


e Es ist nicht Ungarn, das Brüs- 
sel bei den Verhandlungen über 
EU-Haushaltsmittel erpreßt und 
unter Druck setzt, sondern um- 
gekehrt. 


e Jeder, der die ungarische Ge- 
schichte kennt, weiß genau, daß 
wenn es um die Zukunft unserer 
Kinder und Enkel geht, die Un- 
garn keine Kompromisse einge- 
hen, hieße es ein Unabhängig- 
keitskrieg oder nur ein einfaches 


Veto.« 
— www.£fk-un.de/12209 
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Wenn Geschichtslose 
mit Halbwissen glänzen 


In keinem Hühnerstall könnte es 
aufgeregter zugehen, wenn der 
Fuchs einfällt, als bei unseren 
Politikern, wenn die Reichsfahne 
»schwarz-weiß-rot« auf Demon- 
strationen gezeigt wird. 


Frau Annegret Kramp-Karren- 
bauer empörte sich, als am 29. 
August dieses Jahres einige De- 
monstranten auf der Treppe des 
Reichstages die Fahne des Deut- 
schen Kaiserreiches schwenk- 
ten: »Ich muß sagen, ich bin rich- 
tig wütend über das und über die 
Bilder die man dort gesehen hat. 
Daß am Deutschen Bundestag 
die Reichsflagge wieder weht, 
das ist etwas, was nicht zu ertra- 
gen ist«. Nun ist AKK weder als 
Parteivorsitzende noch als Ver- 
teidigungsministerin eine Licht- 
gestalt und daher sollte man ihre 
Worte nicht überbewerten — aber 
auch die anderen Politgrößen 
tröten ins gleiche Horn. 


Ohne den geschichtlichen Hin- 
tergrund zu kennen — schwarz 
und weiß für Preußen sowie die 
Hansefarben weiß und rot — wird 


pauschal eine antidemokratische 
Haltung unterstellt, sofern man 
diese Fahne zeigt. Fakt ist: Sie 
war zu Zeiten des Kaiserreiches 
1871-1918 die »Nationalfahne« 
und war lange vor dem Dritten 
Reich ein nationales Symbol. 


Aber so ist das eben im freiesten 
Deutschland, das es je gab: Da 
schmeißt Frau Merkel auch mal 
eben ein schwarz-rot-goldenes 
Winkefähnchen von der Bühne 
oder linke Chaoten verbrennen 
die Deutschlandfahne unter Ge- 
johle. Da paßt eine Fahne, die 
die ehemalige Einheit Deutsch- 
lands repräsentiert, nun schon 
gar nicht ins Bild. 
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Daher soll bundeseinheitlich 
das Zeigen der Reichsfahne in 
allen Variationen verboten wer- 
den - gilt dann auch auf privaten 
Grundstücken. 


Markus Söder (CSU), der, der 
sich immer so gerne bürgerlich 
und konservativ gibt, steht an der 
Spitze der Verbotsbefürworter. 
Er wird dabei vom Innenminister 
Horst Seehofer (CSU) tatkräftig 
unterstützt. Ziel sei es, »Rechtsi- 
cherheit« herzustellen, damit die 
Bereitschaftspolizei in Zukunft 
genau weiß, auf wen sie einprü- 
geln darf und auf wen nicht. 


Jetzt wollen wir mal hoffen, daß 
unsere (zum Teil nicht immer be- 
stens ausgebildeten) Polizisten 
nicht die schwarz-weiß-rote Fah- 
ne der Antifa mit der Reichsfahne 
verwechseln, das könnte Ärger 
geben. 


L rebe Leser. gAHZ erivar: 


»Den Opfern von Messerstechern und Vergewaltigern« 


Ein parteiübergreifender Kreis gleichgesinnter 
Patrioten in einer westdeutschen Großstadt wollte 
zum Volkstrauertag einen Kranz mit diesem Text 
auf einer schwarzen Schleife bestellen und am 
Volkstrauertag an einem Mahnmal niederlegen. 


»Den Opfern von Messerstechern und Verge- 
waltigern« — die Männer und Frauen, die sich um 
die Zukunft unserer Frauen und Kinder mit dieser 
Kranzniederlegung verdient gemacht haben, ver- 
dienen größte Hochachtung! 


Drei (!) Kranzbindereien lehnten den Auftrag Weihnachten wird gern als das »Fest der Liebe« 


bezeichnet. Beweisen wir diese Liebe auch zu 
unserem Volk und unserer Heimat. 


aber ab, so daß die Schleife per Hand beschriftet 
werden mußte. 


War die Angst der Inhaber vor einer verbalen und 
geschäftsschädigenden Steinigung durch die ört- 
liche Presse größer als ihr Mut, Zivilcourage zu 
zeigen? 


Nutzen wir die besinnlichen Tage, um in Gedan- 
ken nicht nur bei unseren Familien und unseren 
Liebsten zu sein. Nutzen wir diese Zeit auch, 
um den Opfern der importierten Gewalt und de- 
ren Hinterbliebenen zu gedenken. 


Ihre UN- Mitarbeiter 


Oder gehören diese Geschäftsinhaber auch zu 
denen, die wie der Bundespräsident ein »gebro- 
chenes Herz« haben? 


IM FREUNDESKREIS 


Beleg für Kontoinhaber/Zahler-Quittung 


Konto-Nr. des Kontoinhabers | 
I] : Name und Sitz des überweisenden Kreditinstituts 
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Kriegstreiber im »Weißen Haus« 


Das Jahr endet und immer, wenn 
man denkt, schlimmer kann es 
nicht mehr kommen, wird man ei- 
nes Besseren belehrt. 


Am 20.1.2021 zieht der Gewin- 
ner der US-Präsidentschafts- 
wahl, Joe Biden, offiziell als 46. 
US-Präsident ins Weiße Haus 
ein. Der von bundesdeutschen 
»Leitmedien« quasi als »Erlö- 
ser« gepriesene Biden bringe an- 
geblich wieder »Licht« nach dem 
»Dunkel« der Trump-Ära. 


Doch wo viel »Licht« ist, ist auch 
viel Schatten: Jahrzehntelang 
prägte Biden maßgeblich die US- 
Außenpolitik und befürwortete 
den völkerrechtswidrigen Krieg 
im Irak. Als Vizepräsident unter 
Barack Obama trieb er den welt- 
weiten Drohnenkrieg voran und 
umgibt sich mit Beratern, die die 
Interessen der Rüstungsindustrie 
im Blick haben. 


Seine Berater 


e Michele Flournoy, hochrangi- 
ge Mitarbeiterin des US-Verteidi- 
gungsministeriums unter Obama, 
ist Geschäftsführerin der Bera- 
tungsfirma Westexec Advisors, 


Sie können für Kosten- und/oder 
Spendenbeiträge auch Ihre eigenen 
Vordrucke oder die Ihrer Hausbank 


die über beste Kontakte zur Rü- 
stungsindustrie verfügen soll. 


e Antony Blinken, ebenfalls 
Geschäftsführer von Westexec 
Advisor, war stellvertretender 
Nationaler Sicherheitsberater un- 
ter Obama und Befürworter der 
Unterstützung für die saudische 
Intervention im Jemen - laut Ver- 
einten Nationen die größte hu- 
manitäre Krise unserer Zeit. 


e Robert O. Work, ehemaliger 
stellvertretender Verteidigungs- 
minister unter Obama, ist Auf- 
sichtsratsmitglied bei Raytheon 
Technologies, einer der größten 
Rüstungsfirmen der USA. 


e Nicholas Burns, Unterstaats- 
sekretär im Außenministerium 
unter George W. Bush und Be- 
fürworter des Irakkrieges, arbei- 
tet als leitender Berater für The 
Cohen Group, eine Unterneh- 
mensberatung für die Rüstungs- 
branche. 


Biden hat gute Kontakte in die 
Ukraine, sein Sohn Hunter Bi- 
den saß von 2014 bis 2019 im 
Vorstand von Burisma Holdings, 
einem Konzern des ukrainischen 


verwenden. Setzen Sie dann einfach 
nachstehende Bankverbindung in 
die vorgegebenen Felder ein. Unsere 


SEPA-Überweisung/Zahlschein 


Oligarchen Mykola Slotschews- 
kyj, der ukrainisches Fracking- 
Gas fördert. 


Ukrinform, die nationale Nach- 
richtenagentur der Ukraine, be- 
richtete am 26.8.2020 unter Be- 
rufung auf Voice of America, dem 
offiziellen staatlichen Auslands- 
sender der Vereinigten Staaten, 
Joe Biden habe der Ukraine zum 
29. Jahrestag der Unabhängig- 
keit gratuliert mit den Worten: 


»Als Präsident werde ich 
dem Kremi klar machen, 
daß sie ihre Aggres- 
sion und Besetzung 

der Ukraine beenden 
müssen. Die Regierung 


Biden-Harris garantiert, 
daß die Ukraine notwen- 
dige Wirtschafts- und 
Militärunterstützung 
erhält, einschließlich 
tödlicher Waffen ...u 


Jetzt sollte eigentlich jeder mer- 
ken, wohin die Reise geht. 


Leser außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland bitten wir, landesspezi- 
fische Vordrucke zu verwenden. 
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Wie »Wetter« und »Klima« vorausgesagt werden: 
Die sich selbst erfüllende Prophezeiung 


Die Indianer fragen ihren Medizinmann: »Wie 
wird der nächste Winter?« 


Der Medizinmann überlegt was er sagen soll 
und denkt sich »bin ich mal lieber vorsichtig 
und verkünde einen strengen Winter«. 


Daraufhin rennen die Indianer los und sam- 
meln alles Holz was sie kriegen können. Mo- 
natelang sammeln sie, bis dem Medizinmann 
deswegen ein wenig Bedenken kommen und 
er besser mal beim Wetterdienst in der gro- 
ßen Stadt anruft, um sich abzusichern: »Sie 
wissen doch sicher wie der nächste Winter 
wird?« 

Antwortet der Wetterdienst: »Ja klar! Wir sind 
uns ganz sicher, der nächste Winter wird sehr 
hart! Wir haben dafür ein untrügliches Zeichen 
entdeckt: Die Indianer sammeln seit Monaten 
Holz wie die Verrückten.« 
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